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264. Bundesgesetz: Aufhebung des Bundesgesetzes betreffend den Verkehr mit Schuhputzmitteln,
Fußbodenpasta und flüssigen Metallputzmitteln

2 6 5 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über militärische Munitionslager
2 6 6 . Bundesgesetz: Änderung des Seeflaggengesetzes
2 6 7 . Bundesgesetz: Bestimmungen auf dem Gebiete des Fernmeldewesens
268. Bundesgesetz: Änderung des Wohnungsverbesserungsgesetzes
269. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 115 a Donawitzer Straße im Bereich

der Gemeinde Leoben

2 6 4 . Bundesgesetz vom 5. Juli 1972,
mit dem das Bundesgesetz betreffend den
Verkehr mit Schuhputzmitteln, Fußboden-
pasta und flüssigen Metallputzmitteln aufge-

hoben wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesgesetz betreffend den Verkehr
mit Schuhputzmitteln, Fußbodenpasta und
flüssigen Metallputzmitteln, BGBl. Nr. 295/1935
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 76/
1971 wird aufgehoben.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind die Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie und für Justiz betraut.

Jonas
Kreisky Staribacher Broda

2 6 5 . Bundesgesetz vom 5. Juli 1972,
mit dem das Bundesgesetz über militärische

Munitionslager geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz über militärische Munitions-
lager, BGBl. Nr. 197/1967, wird wie folgt
geändert:

1. Dem § 1 ist folgender neuer Abs. 3 anzu-
fügen:

„(3) Als Lagerung im Sinne dieses Bundes-
gesetzes gilt nicht die Bereitstellung dieser Gegen-
stände und Stoffe zur unmittelbaren Verwen-
dung."

2. Dem Abs. 2 des § 3 ist folgender Satz anzu-
fügen:

„Das in lit. b enthaltene Recht auf Anhörung
ist von den Gemeinden im eigenen Wirkungs-
bereich wahrzunehmen."

3. Dem Abs. 1 des § 4 ist folgender Satz
anzufügen:

„Dieser Widmungsänderung bedarf es nicht hin-
sichtlich militärischer Baulichkeiten oder Anlagen,
die für Zwecke des Betriebes des militärischen
Munitionslagers bestimmt sind oder dem Bundes-
heer für einsatzähnliche Übungen oder als Ver-
teidigungsanlagen dienen."

4. § 7 hat zu lauten:

„§ 7. (1) Vor der Errichtung eines militärischen
Munitionslagers hat der Bundesminister für
Landesverteidigung den Gefährdungsbereich und
innerhalb dieses Bereiches den engeren Gefähr-
dungsbereich durch Verordnung zu bestimmen,
wobei insbesondere auf die Lage und Beschaffen-
heit der Lagerobjekte, auf die Art und Menge
der zu lagernden Gegenstände und Stoffe sowie
auf die Geländeverhältnisse, wie etwa Boden-
bewachsung und Geländeform, Bedacht zu neh-
men ist.

(2) Als Gefährdungsbereich ist nach Maßgabe
des Abs. 3 jenes Gebiet zu bestimmen, an dessen
äußerer Grenze bei einem Zündschlag nur noch
geringe Schäden zu erwarten wären.

(3) Als engerer Gefährdungsbereich ist jener
Teil des Gefährdungsbereiches zu bestimmen, in
dem bei einem Zündschlag die Masse der schwe-
ren Schäden zu erwarten wäre. Der übrige Teil
des Gefährdungsbereiches, der höchstens mit den
gleichen Entfernungsmaßen wie der engere
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Gefährdungsbereich zu bestimmen ist, bildet den
weiteren Gefährdungsbereich."

5. § 8 hat zu lauten:

" § 8. (1) Die Verordnung, mit der der
Gefährdungsbereich bestimmt wird, ist an der
Amtstafel des Bundesministeriums für Landes-
verteidigung für die Dauer von drei Wochen
anzuschlagen und nach Ablauf dieses Zeitraumes
im Bundesministerium für Landesverteidigung
zur Einsichtnahme aufzulegen. Die Verordnung
gilt mit dem Anschlag an der Amtstafel als kund-
gemacht; einer Verlautbarung im Bundesgesetz-
blatt bedarf es nicht. Die Verordnung tritt,
sofern in ihr nicht ein späterer Zeitpunkt be-
stimmt ist, eine Woche nach dem Tag, an dem
sie an der Amtstafel des Bundesministeriums für
Landesverteidigung angeschlagen wurde, in
Kraft; der Tag, an dem die Verordnung an der
Amtstafel angeschlagen wurde, ist auf dem An-
schlag zu vermerken.

(2) Das Bundesministerium für Landesverteidi-
gung hat den Inhalt der Verordnung sowie den
Tag ihres Anschlages an der Amtstafel des Bundes-
ministeriums für Landesverteidigung den Bürger-
meistern der Gemeinden, in deren Gebiet die
vom Gefährdungsbereich erfaßten Liegenschaften
gelegen sind, den Bezirksverwaltungsbehörden
bzw. den Bundespolizeibehörden sowie den
Grundbuchsgerichten, deren Zuständigkeits-
bereich sich auf die vom Gefährdungsbereich
erfaßten Liegenschaften erstreckt, unverzüglich
nach dem Anschlag an der Amtstafel des Bundes-
ministeriums für Landesverteidigung bekannt-
zugeben.

(3) Die Bürgermeister der im Abs. 2 bezeich-
neten Gemeinden haben spätestens am Tage vor
dem Inkrafttreten der Verordnung deren Inhalt
sowie den Zeitpunkt des Inkrafttretens in geeig-
neter Weise bekanntzugeben. Die im Abs. 2
bezeichneten Grundbuchsgerichte haben bei
Liegenschaften, die ganz oder teilweise in den
engeren oder weiteren Gefährdungsbereich fallen,
dies von Amts wegen im Grundbuch ersichtlich
zu machen."

6. Der Abs. 1 des § 10 hat zu lauten:

„(1) Im engeren Gefährdungsbereich sind
a) die Errichtung von Baulichkeiten oder An-

lagen jeder Art — ausgenommen die im
letzten Satz des § 4 Abs. 1 genannten mili-
tärischen Baulichkeiten oder Anlagen —

b) das Verbrennen von Gegenständen mit
erheblicher Entwicklung von Flammen oder
Flugfeuer sowie das Absengen von Boden-
flächen

verboten."

7. § 11 hat zu lauten:

„5 11. Im weiteren Gefährdungsbereich bedür-
fen die Errichtung und die Veränderung von
Baulichkeiten oder Anlagen jeder Art, die nicht
militärischen Zwecken dienen, der Bewilligung
der zuständigen Behörde. Die Bewilligung ist
unter den im § 10 Abs. 2 genannten Voraus-
setzungen zu erteilen."

8. Im ersten Satz des § 12 Abs. 2 sind nach
dem Wort „bedürfen" die Worte „die Durch-
führung von Sprengarbeiten zu anderen als mili-
tärischen Zwecken," einzufügen.

9. § 21 hat zu lauten:

„§ 21. Im Falle eines Einsatzes des Bundes-
heeres gemäß § 2 Abs. 1 des Wehrgesetzes,
BGBl. Nr. 181/1955, und der Vorbereitung die-
ses Einsatzes finden die Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes auf die Lagerung der im § 1
Abs. 2 angeführten Gegenstände und Stoffe durch
das Bundesheer insoweit keine Anwendung, als
es militärische Interessen erfordern und die not-
wendigen Sicherheitsvorkehrungen sonst in geeig-
neter Weise getroffen werden."

10. Im Abs. 2 des § 23 sind die Worte „inner-
halb von einem Jahr nach dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes" durch die Worte „bis
längstens 30. Juni 1974" zu ersetzen.

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Landesverteidigung
betraut.

Jonas
Kreisky Rösch

266. Bundesgesetz vom 5. Juli 1972,
mit dem das Seeflaggengesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Seeflaggengesetz, BGBl. Nr. 187/1957, in

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 133/
1960 wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 2. (1) Das Recht zur Führung der Seeflagge
darf nur verliehen werden, wenn

a) das Schiff zu mehr als 75% im Eigentum
österreichischer Staatsbürger steht und

b) der Eigentümer über wirtschaftliche Mittel
in einem für den Schiffahrtsbetrieb hin-
reichenden Ausmaß verfügt und diese Mit-
tel zu mehr als 75% von österreichischen
Staatsbürgern stammen."
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2. § 3 hat zu lauten:

„§ 3. Das Recht zur Führung der Seeflagge
darf weiter nur verliehen werden, wenn

a) das Schiff zur Seefahrt für friedliche Zwecke
bestimmt ist;

b) das Schiff einen dem Ansehen der Seeflagge
entsprechenden Namen hat, der nicht schon
von einem zur Führung der Seeflagge be-
rechtigten Schiff geführt wird;

c) die Gewähr dafür geboten ist, daß der
Eigentümer, der Kapitän und die Besatzung
das Ansehen der Republik Österreich oder
der Seeflagge nicht schädigen;

d) die Schiffspläne, ein Vermessungszeugnis
(Meßbrief) und die sonstigen Unterlagen
beigebracht werden, aus denen die Eigen-
schaften des Schiffes, seine Bauweise, sein
Alter, die Bauwerft und allfällige frühere
Eigentümer entnommen werden können;

e) der Eigentümer nachweist, daß der Schiffs-
körper, die Maschinenanlage, die Einrich-
tung und Ausrüstung im Hinblick auf die
in Aussicht genommene Verwendung sowie
auf die Sicherheit und Gesundheit der
Fahrgäste und der Besatzung sowie der
Sicherheit der Ladung in hinreichendem
Maße ausgestattet sind;

f) das Schiff — sofern es sich nicht um ein
ausschließlich dem Sport gewidmetes Fahr-
zeug handelt — von einer international
anerkannten Klassifikationsgesellschaft ver-
läßlich klassifiziert worden ist;

g) — sofern eine Aktiengesellschaft Eigen-
tümer ist — die Aktien der Gesellschaft
auf Namen lauten und ihre Übertragung
nach der Satzung an die Zustimmung der
Gesellschaft gebunden ist;

h) der Eigentümer glaubhaft macht, daß das
Schiff in einem ausländischen Schiffsregister
nicht eingetragen ist."

3. § 4 hat zu lauten:

„§ 4. Das Recht zur Führung der Seeflagge wird
auf Antrag des Eigentümers auf bestimmte oder
unbestimmte Zeit verliehen. Es ist an die Person
des Beliehenen und das Schiff gebunden."

4. § 6 hat zu entfallen.

5. § 7 Abs. 1 hat zu lauten:

"§ 7. (1) Schiffe müssen binnen zwei Wochen
nach Verleihung des. Rechtes zur Führung der
Seeflagge zur Eintragung in das Seeschiffsregister
in Wien angemeldet werden."

6. § 8 hat zu lauten:

„§ 8. (1) Das Recht zur Führung der Seeflagge
ist vom Bundesminister für Verkehr zu entzie-
hen, wenn

a) die in den §§ 2 und 3 lit. a, b, c und g
angeführten Voraussetzungen für die Ver-
leihung des Rechtes zur Führung der See-
flagge nicht mehr gegeben sind;

b) die Ausstattung des Schiffes in dem im § 3
lit. e angegebenen Ausmaß nicht mehr ge-
währleistet ist;

c) die von der Klassifikationsgesellschaft im
Zeitpunkt der Verleihung zuerkannte
Klasse widerrufen wird;

d) das Schiff in ein ausländisches Schiffsregister
eingetragen wird;

e) einer Verpflichtung nach § 9 Abs. 1 lit. e
nicht entsprochen wird oder sonst durch
die Führung der Seeflagge die Beziehungen
der Republik Österreich zu anderen Staaten
gefährdet sind;

f) der Verpflichtung zum Abschluß eines
Frachtvertrages gemäß § 10 Abs. 1 in ange-
messener Frist nicht nachgekommen wird.

(2) Die Entziehung ist auf Kosten des Eigen-
tümers im ,Amtsblatt zur Wiener Zeitung' zu
verlautbaren."

7. § 9 hat zu lauten:

„§ 9. (1) Der Eigentümer ist verpflichtet
a) die auf dem Gebiete der Seeschiffahrt inter-

national anerkannten Regeln, wie für den
Bau und die Ausrüstung von Schiffen, für
die Besatzung, für die Sicherheit des Lebens
und für die Hintanhaltung der Verschmut-
zung der Gewässer, einzuhalten;

b) dem Bundesministerium für Verkehr seine
jeweilige Anschrift bekanntzugeben und,
wenn er sich im Ausland aufhält, einen im
Inland wohnenden Zustellungsbevollmäch-
tigten (§ 26 Abs. 1 AVG 1950) namhaft zu
machen;

c) dem Bundesministerium für Verkehr den
Eintritt von Umständen unverzüglich an-
zuzeigen, die einen Entziehungstatbestand
nach § 8 begründen;

d) dem Bundesministerium für Verkehr —
unbeschadet der Verpflichtung nach lit. c —
alljährlich nachzuweisen, daß die in § 3
lit. e und f bestimmten Verleihungsvoraus-
setzungen noch gegeben sind;

e) aus Gründen der Wahrung der Neutralität
oder des Ansehens der Republik Österreich
bestimmte Gewässer und Häfen zu meiden
sowie bestimmte Personen und Güter nicht
zu befördern, wenn dies der Bundesminister
für Verkehr im Einvernehmen mit dem
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Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten als notwendig feststellt;

f) im Falle der Entziehung des Rechtes zur
Führung der Seeflagge binnen zwei Wochen
das Schiffszertifikat dem zur Führung des
Seeschiffsregisters zuständigen Gericht zu-
rückzustellen.

(2) Der Bundesminister für Verkehr hat dem
Eigentümer über den in Abs. 1 lit. d erbrachten
Nachweis eine Bestätigung auszustellen."

8. Es sind zu ersetzen

a) in § 1 die Worte „das Bundesministerium
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft"
durch die Worte „den Bundesminister für
Verkehr",

b) in § 11 Abs. 4 die Worte „Bundesmini-
steriums für Verkehr und Elektrizitätswirt-
schaft" durch die Worte „Bundesministers
für Verkehr",

c) in § 16 die Worte „das Bundesministerium
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft"
durch die Worte „der Bundesminister für
Verkehr" sowie die Worte „Bundesmini-
sterium für Justiz" durch die Worte „Bun-
desminister für Justiz".

9. In § 13 haben die Worte „und Elektrizitäts-
wirtschaft" zu entfallen.

10. Die Anlage 1 (Muster eines Flaggenzeug-
nisses) hat zu entfallen.

Artikel II

(1) Das einem Nutzungsberechtigten für ein
in einem ausländischen Schiffsregister eingetra-
genes Schiff bereits verliehene Recht zur Führung
der Seeflagge bleibt für die Zeit, für die es ver-
liehen wurde, bestehen.

(2) Darüber hinaus kann das einem Nutzungs-
berechtigten bereits verliehene Recht zur Füh-
rung der Seeflagge einmal, und zwar um höch-
stens zwei Jahre, verlängert werden.

(3) In den Fällen der Abs. 1 und 2 sind die
bisherigen gesetzlichen Bestimmungen anzuwen-
den.

Artikel III
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

der Bundesminister für Verkehr betraut, hin-
sichtlich des § 9 Abs. 1 lit. e (Art. I Z. 7) im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten und hinsichtlich des § 7
Abs. 1 (Art. I Z. 5) und des § 16 (Art. I Z. 8 lit. c)
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Justiz.

Jonas
Kreisky Frühbauer Kirchschläger Broda

2 6 7 . Bundesgesetz vom 5. Juli 1972,
mit dem Verordnungen auf dem Gebiete des
Fernmeldewesens auf Gesetzesstufe gestellt

werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(1) Folgende Verordnungen gelten als Bundes-
gesetze:

1. Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
21. Dezember 1953 über die Errichtung und
den Betrieb von Amateurfunkstellen (Ama-
teurfunkverordnung), BGBl. Nr. 30/1954, in
der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 326/
1962;

2. Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
6. Juni 1955 über die Aussendung und den
Empfang von Funknachrichten an mehrere
Empfänger (Funknachrichtenverordnung),
BGBl. Nr. 132/1955;

3. Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
24. Oktober 1955 über die Benützung der
für den öffentlichen Verkehr bestimmten
Fernschreibanlagen und über die Bewilligung
zur Errichtung und zum Betrieb von priva-
ten Fernschreibanlagen (Fernschreibverord-
nung), BGBl. Nr. 216/1955, in der Fassung
der Verordnungen BGBl. Nr. 113/1958 und
BGBl. Nr. 111/1965;

4. Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vom
18. September 1961 über Privatfernmelde-
anlagen, BGBl. Nr. 239/1961;

5. Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vom
15. April 1964 über die Benützung der für
den öffentlichen Verkehr bestimmten Tele-
graphen (Telegraphenordnung), BGBl.
Nr. 83/1964;

6. Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vom
13. Oktober 1964 über die Benützung des
für den öffentlichen Verkehr bestimmten
Fernsprechnetzes mit privaten Bildtelegra-
phengeräten für Bildübertragungen (Bild-
übertragungsordnung), BGBl. Nr. 247/1964;

7. Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vom
23. November 1965 über die Errichtung
und den Betrieb von Rundfunk- und Fern-
sehrundfunk-Empfangsanlagen (Rundfunk-
verordnung), BGBl. Nr. 333/1965, in der
Fassung der Verordnungen BGBl. Nr. 371/
1967, BGBl. Nr. 76/1968, BGBl. Nr. 420/
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1968 und BGBl. Nr. 14/1969, ausgenommen
die §§ 22 bis 26;

8. Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen
vom 10. November 1966 über die Benützung
der für den öffentlichen Verkehr bestimm-
ten Fernsprechanlagen (Fernsprechordnung),
BGBl. Nr. 276/1966;

9. Verordnung des Bundesministeriums für
Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen
vom 6. April 1967 über Funker-Zeugnisse
(Funker-Zeugnisverordnung), BGBl. Nr. 139/
1967.

(2) Die in Abs. 1 Z. 1, 2, 3, 7 und 9 enthal-
tenen Kurzbezeichnungen haben zu entfallen.

Artikel II

Der § 15 Abs. 3 des Fernmeldegesetzes, BGBl.
Nr. 170/1949, wird aufgehoben. Der Abs. 4 erhält
die Bezeichnung „(3)".

Artikel III

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juni 1972 in
Kraft.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Verkehr betraut.

Jonas
Kreisky Frühbauer

2 6 8 . Bundesgesetz vom 9. Juli 1972,
mit dem das Wohnungsverbesserungsgesetz

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Wohnungsverbesserungsgesetz, BGBl.
Nr. 426/1969, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 337/1971 wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 1 ist an Stelle des Punktes ein
Strichpunkt zu setzen und nachstehender Satz an-
zufügen:

„sofern die den Ländern zur Verfügung stehen-
den Förderungsmittel (§§ 4 und 5) durch solche
Förderungsmaßnahmen nicht ausgeschöpft wer-
den, ist die Förderung von Verbesserungsarbeiten
auch an Objekten, für die die behördliche Bau-
bewilligung vor dem 1. Jänner 1968 erteilt
wurde, zulässig."

2. Der letzte Satz des § 1 Abs. 3 hat zu lauten:

„Wohnhäuser sowie Klein- oder Mittelwohnun-
gen, die nicht zur Befriedigung des Wohnbedürf-

nisses regelmäßig verwendet werden, sind gleich-
falls von der Förderung ausgeschlossen."

3. Im § 3 Z. 4 tritt an Stelle des Ausmaßes der
Nutzfläche von „130 m2" das Ausmaß von
„150 m2".

4. Die Überschrift des § 6 hat zu lauten:

„ A n n u i t ä t e n z u s c h ü s s e "

5. Der § 6 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Annuitätenzuschüsse dürfen nur flüs-
siggemacht werden, wenn der Liegenschaftseigen-
tümer (Miteigentümer), Wohnungseigentümer,
Bauberechtigte oder Mieter (Nutzungsberechtigte)
nachweist, daß er Zahlungen in der Höhe von
60 v. H. der schuldscheinmäßigen Annuitäten ge-
leistet hat."

6. Im § 6 Abs. 4 tritt an Stelle des Ausmaßes
der Nutzfläche von „130 m2" das Ausmaß von
„150 m2".

7. Dem § 6 Abs. 6 ist folgender Abs. 7 anzu-
fügen:

„(7) Im Falle der Gewährung einer Förderung
an Mieter (Nutzungsberechtigte) zur Verbesse-
rung von Klein- oder Mittelwohnungen finden
die Bestimmungen des Abs. 2 lit. a und b sowie
des § 2 lit. a keine Anwendung; die Bestimmun-
gen des Abs. 5 mit Ausnahme der Z. 1 und 4
finden sinngemäß Anwendung."

8. Nach § 6 werden folgende §§ 6 a und 6 b
eingefügt:

„ B ü r g s c h a f t s ü b e r n a h m e

§ 6 a. (1) Für Darlehen der Kreditunterneh-
mungen und Bausparkassen, die zur Finanzierung
der Verbesserungen (§ 1) aufgenommen werden
und deren jährlicher Zinsfuß nicht höher liegt
als 31/2 v. H. über der von der Oesterreichischen
Nationalbank jeweils festgesetzten Bankrate,
kann die Landesregierung in den Jahren 1972
und 1973 für die Dauer der Laufzeit, die. nicht
mehr als zwölf Jahre betragen darf, die Bürg-
schaft für den Darlehensbetrag samt allen schuld-
scheinmäßigen Zinsen, Verzugs- und Zinseszinsen,
jedoch nur auf nicht länger als drei Jahre vom
Zeitpunkt der Geltendmachung des Anspruches
aus der Bürgschaft zurückliegende Rückstände
und den mit der gerichtlichen Durchsetzung der
Darlehensforderung verbundenen Kosten, über-
nehmen. Diese Bürgschaft darf nur in Verbindung
mit einer Förderungsmaßnahme nach § 6 Abs. 1
übernommen werden.

(2) Die Bürgschaft darf im übrigen nur über-
nommen werden, wenn sich der Gläubiger des
Darlehens verpflichtet,
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a) ohne vorangegangene schriftliche Zustim-
mung der Landesregierung eine Abtretung
oder Umwandlung des Darlehens oder eines
Teiles davon nicht vorzunehmen und dem
Schuldner kein neues Darlehen zu gewäh-
ren,

b) die Landesregierung von jedem Verzug des
Schuldners in der Erfüllung seiner ver-
tragsmäßigen Verpflichtung aus dem ver-
bürgten Darlehen binnen drei Monaten zu
verständigen, wenn der Gesamtbetrag der
rückständigen Annuitäten die Höhe einer
Halbjahresannuität übersteigt und

c) auf Verlangen der Landesregierung das ver-
bürgte Darlehen nach den Bestimmungen
des Darlehensvertrages fälligzustellen und
zur Hereinbringung rückständiger Leistun-
gen des Schuldners die Klage binnen drei
Monaten einzubringen, das Verfahren ge-
hörig fortzusetzen und nach der Erwirkung
eines vollstreckbaren Exekutionstitels eben-
falls auf Verlangen der Landesregierung die
Zwangsvollstreckung zu beantragen.

(3) Weiters darf die Bürgschaft nur übernom-
men werden, wenn im Schuldschein über das zu
verbürgende Darlehen dem Gläubiger

a) für den Fall, daß der Schuldner mit ver-
tragsmäßigen Zahlungen aus dem zu ver-
bürgenden Darlehen im Rückstand ist und
der Gesamtbetrag der rückständigen Annui-
täten die Höhe einer Halbjahresannuität er-
reicht und

b) für den Fall, daß der Schuldner die Klein-
oder Mittelwohnung, die verbessert wurde,
in einer den Bestimmungen des § 6 Abs. 5
Z. 2 widersprechenden Weise eigenmächtig
umwandelt oder verwendet,

das Recht eingeräumt ist, das zu verbürgende
Darlehen sofort fälligzustellen.

(4) Der Betrag des zu verbürgenden Darlehens
darf die Gesamtbaukosten (§ 3 Z. 7) nicht über-
steigen.

§ 6 b. (1) Erleidet der Gläubiger durch eine mit
dem Schuldner über dessen schuldscheinmäßige
Verpflichtungen aus dem verbürgten Darlehen ab-
geschlossene Vereinbarung einen Ausfall, so hat
ihn das Land nur zu ersetzen, wenn die Landes-
regierung der Vereinbarung zugestimmt hat.

(2) Der Gläubiger kann den Anspruch aus der
Bürgschaft gegen das Land erst geltend machen,
wenn er gegen den Schuldner einen vollstreck-
baren Exekutionstitel erwirkt hat, seit dem Ein-
tritt der Vollstreckbarkeit sechs Monate verstri-
chen sind und der Gläubiger seinen Verpflichtun-
gen nach diesem Bundesgesetz nachgekommen ist.

(3) Das Land hat binnen drei Monaten nach
außergerichtlicher Geltendmachung des Anspru-

ches aus der Bürgschaft (Abs. 2) Zahlung zu lei-
sten. Der Gläubiger ist bevollmächtigt und ver-
pflichtet, auf Verlangen der Landesregierung den
auf das Land übergegangenen Anspruch gegen
den Schuldner (§ 1358 allgemeines bürgerliches
Gesetzbuch) im Namen des Landes einzutreiben.

(4) Wird die Forderung aus dem verbürgten
Darlehen ohne Zustimmung der Landesregierung
durch einen Dritten ganz oder teilweise eingelöst
(§§ 462, 1422 und 1423 allgemeines bürgerliches
Gesetzbuch), so erlischt die Bürgschaft für den
eingelösten Betrag.

(5) Das Land kann den mit dem Gläubiger ab-
geschlossenen Bürgschaftsvertrag dreimonatig
kündigen, wenn der Gläubiger des verbürgten
Darlehens die gemäß § 6 a Abs. 2 übernommenen
Verpflichtungen nicht erfüllt hat.

(6) Insoweit im Rahmen der Bürgschaft ein
Ausfall ersetzt wird, so ist der hiefür aufgewen-
dete Betrag, soweit er nicht vom Schuldner ein-
gebracht werden kann, aus Förderungsmitteln
nach diesem Bundesgesetz oder nach dem Wohn-
bauförderungsgesetz 1968, BGBl. Nr. 280/1967,
abzudecken."

9. Der § 7 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Förderungswerber muß Eigentümer
(Miteigentümer) oder Bauberechtigter des zu ver-
bessernden Wohnhauses oder Wohnungseigentü-
mer oder Mieter (Nutzungsberechtigter) der zu
verbessernden Klein- oder Mittelwohnung sein."

10. Der § 9 hat zu lauten:

„(1) Begehren auf Gewährung einer Förde-
rungsmaßnahme nach diesem Bundesgesetz kön-
nen bis 30. September 1973 bei dem nach der
Lage der zu fördernden Baulichkeit zuständigen
Amt der Landesregierung eingebracht werden.

(2) Dem Begehren sind die zur Beurteilung 3ir
Verbesserungsmaßnahmen erforderlichen Unter-
lagen anzuschließen, wie insbesondere eine allfäl-
lig erforderliche baubehördliche Genehmigung,
der Grundbuchsauszug, die baubehördlich ge-
nehmigten Baupläne, sofern solche nicht erforder-
lich sind, die Baubeschreibung und eine geglie-
derte Kostenberechnung der zur Ausführung der
Verbesserungen notwendigen Gesamtbaukosten
und der Finanzierungsplan. Die Baubeschreibung
und die Kostenberechnung sind von einer nach
den bestehenden Vorschriften hiezu befugten Per-
son zu erstellen. Dem Begehren des Mieters
(Nutzungsberechtigten) der zu verbessernden
Klein- oder Mittelwohnung ist auch der Nach-
weis des Miet(Nutzungs)verhältnisses und der Zu-
stimmung des Vermieters anzuschließen. In die-
sem Falle erübrigt sich jedoch die Vorlage des
Grundbuchsauszuges."
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11. Der § 10 Abs. 2 und 3 hat zu lauten:

„(2) Die Landesregierung hat die Begehren in-
nerhalb von sechs Monaten schriftlich zu erledi-
gen. Im Falle der aufrechten Erledigung des Be-
gehrens hat die Landesregierung dem Förderungs-
werber eine Zusicherung über die Gewährung der
Förderung zu erteilen. Im Falle der Ablehnung
ist eine Begründung anzugeben. Mit der schrift-
lichen Zusicherung erwirbt der Förderungswerber
einen Anspruch auf die Förderung.

(3) In der schriftlichen Zusicherung sind ange-
messene Fristen für die Ausführung vorzusehen;
hiebei ist insbesondere darauf Bedacht zu neh-
men, daß die Verbesserungsarbeiten während der
Monate November bis März durchgeführt wer-
den, soweit dies wirtschaftlich vertretbar und
technisch und rechtlich durchführbar ist. Über-
dies können Bedingungen und Auflagen vorge-
sehen werden, die der Sicherung der Einhaltung
der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und des
diesem zugrunde liegenden Förderungszweckes
dienen."

12. Der erste Satz des § 14 Abs. 1 hat zu
lauten:

„Die durch dieses Bundesgesetz unmittelbar
veranlaßten Schriften, die zur Förderung der Ver-
besserung nach § 6 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes
erforderlichen Darlehen und die nach § 6 a Abs. 1
abgeschlossenen Bürgschaftsverträge sind von den
Stempel- und Rechtsgebühren befreit."

13. Im § 14 Abs. 2 sind an Stelle der Worte
„erforderlich sind" die Worte „aufgenommen
werden" zu setzen.

14. § 15 und die Überschrift haben zu lauten:

„Zumutbarkeit von Verbesserungen und
Verbesserungsarbeiten

§ 15. Verbesserungsarbeiten, die nach diesem
Bundesgesetz gefördert werden und keine we-
sentliche und dauernde Beeinträchtigung des
Mietrechtes (Nutzungsrechtes) zur Folge haben,
sind von dem Mieter (Nutzungsberechtigten) in-
sofern zuzulassen, als sie ihm bei billiger Ab-
wägung aller Interessen zumutbar sind. Für vor-
übergehende wesentliche Beeinträchtigungen hat
der Vermieter oder der Mieter (Nutzungsberech-
tigte), dem eine Förderung zur Durchführung
von Verbesserungsarbeiten in seiner Klein- oder
Mittelwohnung gewährt wurde, den Mieter
(Nutzungsberechtigten), der hiedurch in seinen
Rechten beeinträchtigt wird, angemessen zu ent-
schädigen. Der Mieter (Nutzungsberechtigte) ist
nicht verpflichtet, Verbesserungen in seiner Woh-
nung vornehmen zu lassen."

15. Der § 16 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind hinsichtlich der Bestimmungen

1. des § 8 Abs. 2 erster Satz der Bundesminister
für Bauten und Technik,

2. des § 5 Abs. 2 der Bundesminister für Finanzen
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Bauten und Technik,

3. des § 4 Abs. 1, 3 und 4, § 5 Abs. 1 sowie
§ 14 Abs. 1 der. Bundesminister für Finanzen,

4. des § 6 Abs. 6, § 6 b Abs. 1 bis 4 und § 15
der Bundesminister für Justiz,

5. des § 14 Abs. 2 der Bundesminister für Justiz
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen und

6. im übrigen — sofern es sich nicht um die Er-
lassung von Verordnungen durch den Bundes-
minister für Bauten und Technik handelt —
die Landesregierung

betraut."

Artikel II

Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses Bun-
desgesetzes richtet sich nach § 16 Abs. 2 des Woh-
nungsverbesserungsgesetzes in der Fassung des
Art. I Z. 15.

Jonas
Kreisky Moser Androsch Broda

269. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 5. Juli 1972 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der B 115 a Donawitzer Straße im Bereich der

Gemeinde Leoben

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 115 a Donawitzer
Straße wird im Bereich der Gemeinde Leoben wie
folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse zweigt
kurz nach der Einmündung der Annaberggasse
bei km 144,480 (alt)/km 144,480 (neu) von der
bestehenden Straßentrasse nach rechts ab, führt
sodann in gestreckter Linienführung nach Über-
querung der Leoben-Vordernbergerbahn bei
Bahn-km 0,755 und der Bahnlinie St. Michael—
Leoben der ÖBB bei Bahn-km 10,565 zur Mur,
quert diese und bindet bei km 146,360 (ak)/
km 145,830 (neu) nächst dem Jakobikreuz wieder
in die bestehende Trasse ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Steiermärkischen Landes-
regierung und bei der Gemeinde Leoben auf-
liegenden Planunterlagen zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenteil Anwendung. Die im
Abs. 2 vorgesehene Bauverbotszone beträgt
35 m beiderseits der Straßenachse.

Moser
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